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Vor zwei Jahren kündigte die Democratic Unionist Party (DUP) das Karfreitagsabkommen (GFA) auf
und verließ Stormont, das nordirische Parlament. Die dezentralen Institutionen der nordirischen
Exekutive und Versammlung brachen damit zusammen. Die DUP bestand darauf, dass dies so lange
andauern würde, wie das nordirische Protokoll zum Brexit-Austrittsabkommen und die Grenze zur
Irischen See existierten, da dies eine Bedrohung für die Union mit Großbritannien darstelle. Das
neue Abkommen „Safeguarding the Union (Schutz der Union)“, dem alle Parteien zugestimmt haben,
hat die Rückkehr ins Stormont sichergestellt.

Hat die DUP also erreicht, was sie will? Natürlich sagt sie, dass sie es hat und es nun keine
Seegrenze mehr zwischen Großbritannien und Nordirland gibt. Die wichtigste Errungenschaft des
DUP-Vorsitzenden Jeffrey Donaldson ist eine Vereinbarung über die Abschaffung der
Routinekontrollen für Waren, die von Großbritannien in den Norden gelangen und nicht für den
Verkauf in der irischen Republik und damit in der EU bestimmt sind. Die bestehenden „grünen“ und
„roten“ Fahrspuren für Waren hatten jedoch bereits ein ähnliches Verfahren eingeführt, und es
bleibt die Tatsache bestehen, dass zur Verhinderung von potenziellem Schmuggel in die EU
weiterhin Kontrollen durchgeführt werden können, bevor die Waren in Nordirland angelandet
werden. Mit anderen Worten: Es gibt immer noch eine Zollgrenze an der Irischen See, wenn auch
weniger sichtbar; das Protokoll ist nach wie vor intakt.

Donaldsons größter Erfolg ist vielleicht, dass er seine Partei, die größte Stimme innerhalb der
Unionist:innen, für diese sehr geringfügige Verfahrensänderung gewinnen konnte. Sogar der
loyalistische Dachverband, der Loyalist Community Council, dem auch loyalistische Paramilitärs
angehören, hat die Vereinbarung unterstützt. Das bedeutet, dass mit Michelle O’Neil von Sinn Fein
zum ersten Mal eine nationalistische Premierministerin akzeptiert wird. Für die DUP ist das
natürlich schmerzlich, aber sie hat mit der nicht gewählten Emma Little-Pengelly eine willige
stellvertretende Ministerpräsidentin gefunden. Aber auch hier gibt es wenig Substanzielles, da alle
Entscheidungen von beiden Ministerinnen, die gleichberechtigt sind, mitgetragen werden müssen.

Sinn Feins Freude

Eine jubelnde Sinn Fein behauptet, dass ein vereinigtes Irland nun „in greifbarer Nähe“ sei, und
Michele O’Neil spricht davon, dass „die Volksabstimmungen noch in diesem Jahrzehnt“ stattfinden
werden, um die Zukunft der Union zu bestimmen. Das Karfreitagsabkommen enthält zwar eine
solche Bestimmung, aber es liegt ganz im Ermessen der britischen Regierung, eine solche
Grenzabstimmung zuzulassen. Der britische Minister für Nordirland, Chris Heaton-Harris, rechnet
nicht damit, dass er eine solche Abstimmung noch zu seinen Lebzeiten erleben wird. Wer gedacht
hat, dass die Labour-Partei mehr Sympathie zeigen würde, sollte sich anhören, wie ihr Vorsitzender
Starmer ein mögliches Referendum herunterspielt, indem er es als „absolut hypothetisch“ und „nicht
einmal am Horizont sichtbar“ bezeichnet.

Das Abkommen tut genau das, was es sagt, nämlich „die Union zu schützen“, genau wie das GFA,
indem es einem zutiefst undemokratischen Staat ein „demokratisches“ Mäntelchen umhängt. Für
den US-amerikanischen, europäischen und britischen Imperialismus ist die Struktur der
Machtteilung des GFA das einzig Wahre, und Sinn Fein macht da gerne mit. Für die Unionist:innen
ist die Teilung der Macht der Preis, den sie für die Fortsetzung der Union mit Großbritannien zahlen
müssen.
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Der Staat ist jedoch immer noch ein Affront gegen die demokratischen Bestrebungen des irischen
Volkes als Ganzes, und es ist die Bevölkerung, die die Zukunft der sechs Grafschaften bestimmen
sollte, frei von jedem britischen Veto. Stormont ist nach wie vor eine sektiererische Struktur und
wird auch weiterhin die Ämter auf sektiererischer Basis in einem Staat verteilen, der existiert, um
den Kapitalismus zu kontrollieren und die Teilung zu bewahren; ein Staat, der über die am meisten
benachteiligte Region im Vereinigten Königreich herrscht.

Herausforderung für die Arbeiter:innenklasse

Was die Situation wirklich veränderte, war der Generalstreik im öffentlichen Dienst im Januar, als
150.000 Arbeiter:innen auf die Straße gingen. Das konzentrierte die Gedanken der DUP auf
wunderbare Weise, als sie sich mit dieser Herausforderung der Arbeiter:innenklasse
auseinandersetzte. Die Region wurde zum Stillstand gebracht, als sich katholische und
protestantische Lohnabhängige zusammenschlossen, um ihre ausstehenden Lohnansprüche
einzufordern. Abgesehen von der Wut über die Verschlechterung der Löhne und Dienstleistungen
wurde die Wirkung durch den Trick der britischen Regierung noch verstärkt: „Wir werden euch
bezahlen, wenn ihr die Exekutive wieder zum Laufen bringt“.

Betrachtet man den realen Wert der Löhne und Gehälter im öffentlichen Sektor, d. h. die Differenz
zwischen den Lohnabschlüssen und der Inflation, so ist dieser zwischen April 2021 und April 2022
um mehr als 4 % gesunken. Im folgenden Jahr betrug der Rückgang 7 %. Hinzu kommt die
erschreckende Tatsache, dass die Arbeiter:innen in Nordirland  weniger Lohn erhalten als die
entsprechenden Kolleg:innen im übrigen Vereinigten Königreich. Die Lohngleichheit ist natürlich
eine wichtige Forderung, aber sie reicht allein nicht aus, um mit der Inflation Schritt zu halten.

Der öffentliche Sektor wurde von den regierenden Tories jahrelang mit brutalen Kürzungen
überzogen. In fast allen Bereichen schneidet das nordirische Gesundheits- und Pflegesystem (British
Medical Association) schlechter ab als irgendwo sonst im Vereinigten Königreich. Die Wartelisten
sind verhältnismäßig viel höher und verlängern sich. Der Haushalt für das Bildungswesen 2023 –
2024 wurde um 2,5 % gekürzt, und die Bildungsbehörde gab bekannt, dass eine beträchtliche
Anzahl von Schulen mit einer „unhaltbaren finanziellen Situation“ konfrontiert ist. Die Gehälter der
Lehrer:innen wurden seit drei Jahren nicht mehr erhöht, so dass sich eine große Lücke zum Rest des
Vereinigten Königreichs auftut.

Wie geht es weiter?

Jetzt, da „die Union gesichert“ ist und die britische Regierung 3,3 Milliarden Pfund freigegeben hat,
obliegt es der von Sinn Fein und DUP geführten Exekutive, mit den Gewerkschaften über die
Lohnzahlungen zu verhandeln. Genau darum ging es beim GFA, um die Übertragung der britischen
Herrschaft mit all ihren wirtschaftlichen Angriffen. Natürlich ist die begrenzte Finanzierung durch
Großbritannien der Kern des Problems, aber die Zuständigkeitsverlagerung entbindet die britische
Regierung von einer direkten Beteiligung.

Die Wut auf den Straßen im Januar ist noch nicht verflogen. Bei Redaktionsschluss haben die
Gewerkschaften Unite, GMB und SIPTU ein Lohnangebot von 5 % für das Verkehrspersonal
abgelehnt und für den 27. bis 29. Februar zu einem dreitägigen Streik aufgerufen. Die
Assistenzärzt:innen werden im März einen Tag lang streiken, nachdem 97 % für einen Streik
gestimmt haben. In einem Streit, der bis ins Jahr 2018 zurückreicht, hat die GMB (General,
Municipal, Boilermakers and Allied Trade Union) vor Streiks gewarnt, da laut Sprecher für Bildung
Paul Girvan keine neuen Mittel für die Bezahlung und Einstufung des Schulpersonals zur Verfügung
stehen.



Der Streik im Januar zeigt zwar die enorme Kraft der Arbeiter:innenschaft, die gemeinsam streikt,
aber es ist klar, dass weitere Maßnahmen erforderlich sind. Carmel Gates, NIPSA (Nordirische
Öffentliche Dienstallianz)-Generalsekretärin, sagte: „Dies ist der Anfang, wir werden eskalieren“.
Aber diese Worte müssen in eine konkrete Strategie für den Sieg umgesetzt werden. Wir können uns
dabei nicht auf unsere Führer:innen verlassen. Die Basis muss die Kontrolle über die
Auseinandersetzungen übernehmen, indem sie Streikkomitees und Massenversammlungen bildet,
um ihre Führungen zur Verantwortung zu ziehen. Gemeinsame gewerkschaftliche Aktionsräte
müssen ein eskalierendes Aktionsprogramm bis hin zu einem unbefristeten Streik koordinieren.

Zurück nach Stormont

Die neue Exekutive wird also wieder die britische Herrschaft umsetzen, und zwar mit allen
finanziellen Zwängen, die sich aus der Politik der Regierung ergeben. Der einzige „Vorteil“ der
Rückkehr nach Stormont wird darin bestehen, dass die Rolle von Sinn Fein und der DUP bei der
Kollaboration mit den Angriffen der britischen Regierung auf die Arbeiter:innen aufgedeckt wird. Ja,
sie werden mehr Geld fordern und die Verantwortung leugnen, aber sie werden nicht kämpfen oder
sich der Regierung widersetzen, um die Lohnforderungen der Beschäftigten zu erfüllen. Es wird
interessant sein zu sehen, ob die Exekutive sich sogar weigert, die vom Finanzministerium
geforderten zusätzlichen Einnahmen in Höhe von 113 Millionen Pfund aufzubringen!

Die Gewerkschaftsbürokrat:innen werden ihr Bestes tun, um die Aktionen zu begrenzen und
schlechte Verträge unterhalb der Inflationsrate auszuhandeln. Auch sie sind für die Teilung und
werden die Strukturen der Machtteilung nicht erschüttern wollen. Klar ist, dass ein entschlossener
Kampf der Arbeiter:innen zur Verteidigung und Verbesserung ihres Lebensstandards das
institutionalisierte Sektierertum, das die Gesellschaft in den sechs Grafschaften durchdringt, auf die
Probe stellen und ins Wanken bringen wird.

Wenn der Brexit vielen gezeigt hat, wie störend eine Grenze in Irland ist, dann kann eine militante
Herausforderung der Kürzungspolitik durch katholische und protestantische Arbeiter:innen die
Augen für eine Zukunft öffnen, in der alle Arbeiter:innen in Irland ihre gemeinsamen Interessen
gegen die britischen imperialistischen oder irischen kapitalistischen Bosse erkennen. Die
kapitalistischen Regierungen im Norden und Süden werden keine Skrupel haben, den Widerstand
der Arbeiter:innenklasse zurückzuschlagen, deshalb brauchen wir Einigkeit über die konfessionelle
Kluft hinweg, um einen stärkeren Kampf gegen die Bosse zu organisieren. Dieser Kampf wird erst
dann beendet sein, wenn die Gesellschaft in einer Arbeiter:innenrepublik in Irland der
Arbeiter:innenklasse gehört und von ihr kontrolliert wird.


